
*4)Chronik der, Stutsvertriacre

I. Politische Verträge

Die am&apos;7. Januar 1935 zwischen Italien und Frankreich in Rom

getroffenen Vereinbarungen wollen, wie aus der an die Spitze des Ver-

tragswerkes gestellten, im Anhang abgedruckten D6claration g
hervorgeht, einmal die Regelung der in früheren Verträgen in der

Schwebe gelassenen wichtigsten Fragen bringen, zum anderen eine

Politik freundschaftlicher Zusammenarbeit durch das Mittel gegen-

seitiger Konsultation einleiten][). Feste Gestalt hat in dem Abkommen

VOM 7- Januar 1935 über die beiderseitigen Interessen in Alrika 2) erst

ein Teil dieses Programms gewonnen. Das Abkommen geht auf den

anläßlich des Eintritts Italiens in den Weltkrieg zwischen diesem und

seinen künftigen Alliierten am 26. April 1915 in London abgeschlossenen
Vertrag 3) zurück, dessen Artikel 13 lautet:

#Dans le cas oa la France et la&apos;Grande-Bretagne augmenteraient
leurs domaines coloniaux d&apos;Afrique aux d6pens de I&apos;Allemagne, ces deux
Puissances reconnaissent en principe que l&apos;Itahe pourrait r6clamer

x) Abdruck der amt1. Communiqu der rOmischen Verhandlungen: Documen-

tation catholique 1935, S. 147ff.; Correspondance d&apos; Orient 193 S. 29ff.; L&apos;Afrique Fran-

1935, S. :[off.; Rassegna di politica internazionale 1935, S- 44ff.
2 Abdruck: Documentation Internationale 1935, Nr. 12, S. 186.

3) Abdruck: Documentation Internationale :1935, Nr. io, S. z64.
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quelques compensations 6quitables, notamment dans ler en

sa faveur des questions concemant les fronti des italiennes
de l&apos;Erythr6e, de la Somalie et de la Libye et des colonies voisines de la
France et de la Grande-Bre-t*.agne.
Großbritannien hat die ihm hieraus erwachsenen Verpflichtungen

durch die Abtretung von Jubaland- Abkommen vom 15. Juli 1924 &apos;) -
und durch spätere Grenzregulierungen zugunsten Italiens - englisch-
italienisches Abkommen VOM 22. November 1933 über die Grenze zwischen

Kenya und Italienisch-Somaliland 2); englisch-ägyptisch-italie-nisches A b-
kommen vom 2o- Juli 1934 über die Grenze, zwischen dem Sudan und

Lybien 3) - im wesentlichen erfüllt. Frankreich dagegen hatte in dem

sogen. Bonin-Pichon-Abkommen vom 12. September jgjg 4) nur ver-

hältnismäßig geringfügige Zugeständnisse an der libyschen Grenze

gemacht. Durch das jetzt abgeschlossene Abkommen (Art. 2) tritt
Frankreich an der lybischen Grenze ein Gebiet von 114 ooo qkm
an Italien ab, das dadurch seine Grenze zwar bis an den Fuß des Tibesti-
Massivs vorschieben kann, aber von dem erstrebten Ziel, dem Tschad-
See, doch noch weit entfernt bleibt. Die Grenze zwischen der itahe-
nischen Kolonie Erytrea und Französisch-Somahland wird in Art. 4
ebenfalls zugunsten Italiens geändert, das einen verhältnismäßig
langen Küstenstreifen und dadurch verbesserte Möglichkeiten zur

Durchdringung Ostabessiniens erhält. Durch die Anerkennung der
italienischen Souveränität über die Insel Doumeirah in der Meerenge
von Bab-el-Mandeb (Art. 6) ist eine seit dem französisch-italienischen
Protokoll vom 24. Januar igoo in der Schwebe gelassene Frage endlich
in italienischem Sinne entschieden worden 5).

In einem Speziaerotokoll sind Richtlinien für eine baldigst abzu-
schließende Konvention über die Rechtsstellung der Italiener in Tunis

festgelegt. Das Statut der italienischen Staatsangehörigen in Tunis,
deren Anteil an der Gesamtbevölkerung ebenso groß wie der der fran-
zösischen Staatsangehörigen ist, war durch französisch-italienische
Abkommen vom 28. September 1896 6) im Sinne der Gleichstellung der

1) Treaty Series Ig25, Nr. 29.

z) Treaty Series 1934, Nr. i; vgl. ds. Zeitschr. Bd. IV, S. 364-
3) Treaty Series 1934, Nr. 21; Martens N. R. G- 3, XXIX, S. 672-
4) Abgedruckt in Documentation Internationale 1935, S. 165.
5) Art- 3 dieses Protokolls (wiedergegeben nach Boussenot, Aevue politique et

parlementaire 1935, S. 232) hatte bestimmt:

,Les deux Gouvernements se r6sL-rvent de regler plus tard la situation de
File Doumeirah et des ilots sans nom adjacents ä cette ile.

En attendant, ils s&apos;engagent ä ne pas les occuper et ä s&apos;opposer, le cas 6ch6ant,
ä toute tentative de la part d&apos;une tierce, puissance de s&apos;y arroger des drolts quel-
conques.

6) Martens, N. R. G. 2, XXIII, S, 363 ff
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Italiener mit der tunesischen und französischen Bevölkerung geregelt
worden 1). Zwei dieser Konventionen, das Konsular- und das Handels-

abkommen, hat Frankreich jedoch schon im Jahre igig gekündigt und

seitdem lediglich stillschweigend um je drei Monate verlängert. Nun-
mehr haben sich die beiden Regierungen darauf geeinigt, die auf die

Staatsangehörigkeit bezüglichen Bestimmungen der Konsular-

konvention von 1896 faktisch bis zum 227- März 1965 dergestalt zu ver-

längern, daß alle in Tunis bis zu diesem Zeitpunkt von italienischen

Eltern geborenen Personen die italienische, nicht die französische

Staatsangehörigkeit erwerben. Für die zwischen dem 28. März 1945
und dem 27. März 1965 Geborenen wird nach Erlangung der Volljährig-
keit, eventuell schon nach Vollendung des 16. Lebensjahres, ein Options-
recht für die französische Staatsangehörigkeit geschaffen (Ziff 2 des Proto -

kolls). Die nach dem 27. März 1965 Geborenen werden *auf Grund der

allgemeinen französischen Vorschriften französische Staatsangehörige.
Die italienischen öffentlichen Schulen bleiben als solche bis zum

28. März 1955 erhalten; danach werden sie Privatschulen, die unter

Wahrung ihrer Eigenart der allgemeinen französischen Schulgesetz-
gebung für Tunis unterstehen (Ziff- 3 des Protokolls). Hinsichtlich aller

übrigen Fragen treten die Konventionen von 1896 am 28. März 1945
außer Kraft (Ziff. i des Protokolls) mit der Maßgabe, daß die Rechte,
die italienische Staatsangehörige bis zu diesem Zeitpunkt hinsichtlich

der Ausübung freier Berufe, erworben haben, bestehen bleiben

(Ziff - 4 des Protokolls).
Die italienischen Aspirationen auf den Erwerb der in französischen

Händen befindlichen Eisenbahn Djibouti-Addis-Abeba und

die Einräumung eines überragenden italienischen Einflusses in Abes-

sinien z) sind nicht erfüllt worden. Die Übertragung von 25oo Aktien

des Bahnunternehmens sichert der italienischen Regierung, die bereits

vorher durch ein Mitglied im Verwaltungsrat vertreten war, keinen

wesentlich größeren Einfluß als zuvor 3).
-) Art. i der französischen-italienischen Konsular- und Niederlassungskonvention

vom 28. g. 1896 lautet:

x(Les Tunisiens en Italie et les Italiens en Tunisie seront regus et trait: re-

lativement ä leurs personnes et ä leurs biens, sur le meine pied et de la meine mani&amp;e

que les nationaux et les Fran ils jouiront des m8mes droits et priviMges en se

soumettant aux conditions, aux contributions et aux autres charges qui sont im-

pos auxdits nationaux et Fran Ils seront, toutefois, exempts, dans d&apos;autre

pays, de service militaire obligatoire tant dans Farmee que dans la marine, la garde
nationale la mflice, comme de toute contribution en argent ou en nature qui
viendrait ä Atre impos6e pour l&apos;exon6ration du service müitaire.*

2) Vgl. hierzu L&apos;Afrique Frangaise 1934, S- 773ff-
3) Das Gesamtkapital von 17,300.ooo Fr. ist in 34.6oo Aktien zu je 5oo Fr. auf-

geteilt, von denen 250/o 865o der abessinischen Regierung, der Rest - bis auf die

jetzt Italienzugeteilten 25oo-der französischen Regierung gehören: Boussenot,1. c. S- 234-
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Die Rückgliederung des Saargebiets hat zu einer ganzen Reihe ver-

schiedenartiger Abreden geführt, von denendas am 3. Dezember 1934
in Rom zwischen dem Deutschen Reich und Frankreich abgeschlossene
Abkommen 1) bereits in dieser Zeitschrift Band V, S

- 117 abgedruckt ist.

Die Abrede zwischen der Deutschen Regierung und der Regierungskom-
mission des Saargebietes über Beamtenfragen vorn 31. Januar 1935 &apos;)
folgt in ihren Bestimmungen über die Weiterbeschäftigung und Pensio-

nierung von Beamten sowie denen über die Übernahme der Pensions-

lasten M 1, 4, 5) weitgehend den in der Staatenpraxis für Fälle der

Staatensukzession entwickelten Grundsätzen. Dasselbe gilt hinsichtlich

der Richtlinien, die in der Abrede zwischen der Deutschen Regierung und

der Regierungskommission des Saargebiets vom 18. Februar 1935 für die

Überleitung der Verwaltung 3) niedergelegt worden sind.

In Ausführung der einschlägigen Bestimmungen des Versailler

Vertrags und des römischen Abkommens vom 3. Dezember 1934 sind

ferner am 18. Februar 1935 in Neapel deutsch-französische Abkommen

über die Übertragung des Eigentums des französischen Staates an den

Gruben Eisenbahnen und anderem unbeweglichen Vermögen, über die

Sozialversicherung und über die französische Privatversicherung im

Saarland unterzeichnet worden 4), die bereits an anderer Stelle gewürdigt
worden sind 5). Die finanziellen Vorschriften der Abmachungen
von Neapel werden durch Vereinbarungen ergänzt, an denen außer

der deutschen und französischen Regierung zum Teil auch die deutsche

Reichsbank, die Bank von Frankreich und die Bank für Internationalen

Zahlungsausgleich beteiligt gewesen sind 6). Für die finanzielle Ordnung
im Saarland ist ferner das Schreiben des deutschen Außenministers an

,den Vorsitzenden des Dreierausschusses, Baron A 1 o i s i, vom 16. Februar

1935 über die Regelung der Schuldverhältnisse 7) heranzuziehen.

Die Zollhoheit über das Saargebiet ging auf Grund des deutsch-

,französischen Abkommens vom ii. Februar 1935 8) bereits mit dem

18. Februar 1935 auf das Deutsche Reich über. Das Abkommen enthält

im übrigen Vorschriften zur Überleitung der Zollverwaltung. Die im

Zusammenhang mit der Rückgliederung auftauchenden Fragen des

Wirtschafts- und Zahlungsverkehrs sind durch deutsch-Iran-

Reichsgesetzblatt 11 1935, S. 126.

Reichsgesetzblatt 11 1935, S- 53.

3) Reichsgesetzblatt Il 1935, S. 158.
4) Reichsgesetzblatt 11 1935, S. 135, 153, 155, 174; journal Officiel 1935, S. 2461,

2467.
5) Woermann, Deutsches Recht 1935, S. iogff.; Groten, ReichsverwBl. 1935,

S. 346ff-
6) Reichsgesetzblatt 11 1935, S- 148ff.

7) Reichsgesetzblatt 11 1935, S. 131.

8) journal Officiel 1935, S. 2012.
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zösische Abkommen vom 16. Februar 1935 über die Schuldenregelung
und vom 21. Februar 1935 über die Saarschi#e und Kohlentransporte auf
der Saar 2) geregelt worden.

Das deutsch-französische Abkommen Über den kleinen Grenzverkehr

vom 25. April j929 3) ist mit Rücksicht auf die Rückgliederung der Saar

durch Notenwechsel vom 6. Februar 1935 4) entsprechend geändert
worden. Über die Einbeziehung des Saargebiets in die gemäß Artt. 42/43
des Versailler Vertrags entmilitarisierte Zone hat am 28. Februar 1935
ein deutsch-französischer Notenaustausch stattgefunden 5).

Die Türkei hat am 5. April 1934 mit China 6) und am 22. Dezember

1934 mit Guatemala7) Freundschaftsverträge abgeschlossen, die der Auf-

nahme normaler diplomatischer Beziehungen nach den Grundsätzen

des allgemeinen Völkerrechts dienen und den Abschluß von Handels-

und Niederlassungsabkommen vorbereiten sollen.

Das am 24. Mai 1934 zwischen Peru und Columbien zur Beendigung
des Leticia-Streits unterzeichnete Protokoll der Freundschaft und Zu-

sammenarbeit 8) hat infolge des Widerstandes des columbianischen

Parlaments nicht in der im Art. 9 vorgesehenen Frist (bis zum 31. De-

zember 1934) ratifiziert 9) werden können. Die beteiligten Regierungen
sind jedoch durch Notenwechsel übereingekommen,.sich, so zu verhalten,.
als ob die Ratifikation schon erfolgt wäre, insbesondere die in Art. 6

des Protokolls vorgesehene und bereits gebildete gemischte Kommission

in Funktion zu lassen und die in Art. 5 vorgesehenen Vorarbeiten zu

einer Entmilitarisierung des Grenzgebiets weiter zu fördern. Die Frist

für den Austausch der Ratifikationsurkunden ist bis Zun, 30. November

1935 verlängert worden 0).
Die baltischen Staaten sind auf Grund des Vertrages vom 12. Sep-

tember 1934 1&apos;) zum ersten Mal in Riga zusammengetreten (30. No-

vember bis 2. Dezember 1934). Dabei wurde die. Schaffung eines gemein-

1) Journal Officiel 1935, S. 2013-

2) Deutscher Reichsanzeiger 1935, Nr. 49; Journal Officiel. 1935, S. 2978.

3) Reichsgesetzblatt 11 1930, S. 1134.

4) Reichsgesetzblatt 11 1935, S. 61; Journal Officiel 1935, S. 2468.

5) Abdruck der Noten in Documentatioji Internationale 1935, No. 12, S. 195/6.

6) L6gislation Turque 1934 (XII), S. 493-

7) Diario de Centro Amerika 1934 (XII), Nr. 46, S. i[.

8) Ds. Zeitschr. Bd. lV, S. go8, g16.

9) Ratifikation, hier wie im Folgenden stets Austausch der Ratifikations-

urkunden.

lo) Vgl. das dem Generalsekretär des Völkerbundes zur Kenntnis gebrachte Com-

mu-niqud der columbia-nischen Regierung vom 25. Februar 1935: Documentation Inter-

nationale 1935, No. 12, S. 195; ferner die Botschaften des columbianischen Präsidenten

an den columbianischen Senat v. 29. Dezember 1934 und 30. Januar 1935: Diario Oficial

de Colombia No. 22776 und 22801.

11) Ds. Zeitschr. Bd. IV, S. 904, 914.
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samen ständigen Sekretariats in Aussicht genommen und vereinbart,
beim Völkerbund eine gemeinsame Vertretung zu organisieren.
Der Generalsekretär des Völkerbundes ist von dem zuletzt erwähnten

Beschluß durch Schreiben vom 6. Februar 1935 &apos;) in Kenntnis gesetzt
worden, mit dern Hinweis darauf, daß die bisherige Vertretung der bal-

tischen Staaten in den Völkerbundsausschüssen und im Völkerbundsrat

ihrer politischen Bedeutung nicht mehr gerecht werde 2).
Dem südamerikanischen Kriegsverhütungspaht vom io. Oktober 1933 3) ist unter

den in Art. 5 Ziff. a-d aufgezählten Vorbehalten am 28. April 1934 HonduraS 4) und am

29. November 1934 Bulgarien 5) beigetreten.
Die Dominikanische Republik hat die Ratifikationsurkunde zu der am 26. Dezember

1933 auf der VII. Panamerikanischen Konferenz von Montevideo unterzeichneten Kon-

vention über die Rechte und Pflichten der Staaten 6) am 26. Dezember 1934 niedergelegt 7).
Die Konvention ist damit zwischen ihr und den Vereinigten Staaten von Amerika, die ihre

Ratifikationsurkunde bereits am 13. Juli 1934 niedergelegt haben 8), in Kraft getreten.
Die panamerikanische Konvention über die Asylgewährung VOM 26. Dezember 1933 9)
ist von der Domi-nikanischen Republik ebenfalls am 26. Dezember 1934 ratifiziert worden 10).

http://www.zaoerv.de
© 1935, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de

	Report
	398
	399
	400
	401
	402
	403


